
Der „Zehnpunkteplan“ des Landesschülerbeirats 

Die Vertreterinnen und Vertreter des 5. Landesschülerbeirats (LSBR) haben nach intensiven 

Gesprächen einen Zehnpunkteplan erstellt, der für die zukünftige Arbeit von grundsätzlicher 

Bedeutung ist und in dem der neue Landesschülerbeirat massiven Handlungsbedarf sieht. 

1. Keine bildungspolitischen Entscheidungen mehr ohne verstärkte Einbindung der Schülerschaft 

Wer redet nicht alles über Schülerinnen und Schüler? Doch wer redet mit Schülerinnen und 

Schülern? Der LSBR sieht es als falsch an, dass die Schülerschaft bei wichtigen bildungspolitischen 

Entscheidungen, unter anderem bei Schulreformen wie der gymnasialen Oberstufenreform oder der 

Neustrukturierung des beruflichen Schulwesens, wenig oder keine Möglichkeiten der Einflussnahme 

hat. 

Es sollte der Grundsatz gelten, dass es sich bei Schülerinnen und Schülern nicht um eine zu 

navigierende Masse handelt, sondern um junge Menschen mit eigenen Vorstellungen, Wünschen 

und Kompetenzen. 

2. Verstärkte Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit für die Belange der Schülerinnen und Schüler 

Aufmerksamen Zeitungsleserinnen und -lesern dürfte schon seit langem bewusst sein, dass in 

bildungspolitischen Fragen verstärkt die Forderungen der Elternvertretungen oder des Ministeriums 

öffentliches Interesse finden. 

Hier wird der LSBR verstärkt darauf hinarbeiten, dass in Zukunft die Schülerschaft genauso in der 

Öffentlichkeit vertreten ist wie alle anderen Gremien auch. 

3. Schulen müssen wieder „menschlicher“ werden 

Für jeden fühlbar, entwickelt sich unsere Gesellschaft immer mehr zu einer reinen 

„Leistungsgesellschaft“. 

Der LSBR stellt mit Besorgnis fest, dass diese Entwicklung auch vor unseren Schulen nicht Halt macht, 

und gibt zu bedenken, dass Schülerinnen und Schüler, statistisch gesehen, mehr Zeit in der Schule 

verbringen als in ihrem Elternhaus. Der LSBR ist der Auffassung, dass es deshalb unabdingbar ist, für 

die Schülerinnen und Schüler die Schule als eine Art zweites Zuhause zu gestalten, in welchem es 

nicht nur um Leistung geht, sondern auch um das Miteinander, in welchem jeder die Möglichkeit hat, 

sich zu entfalten und wohl zu fühlen. 

4. Transparenz von Schulen gegenüber der Öffentlichkeit 

Schulen gestalten sich in unserer Gesellschaft als das große Mysterium, in welches man jeden 

Morgen seine Kinder schickt, damit sie Bildung vermittelt bekommen. Der Schulbetrieb: „Ware rein, 

Produkt raus“, hat ausgedient. Kaum einer Schule gelingt es, den Eltern Einblicke in den Schulalltag 

ihrer Kinder zu geben und so auf eventuelle Missstände aufmerksam zu machen und Misstrauen 

abzubauen. 

Der LSBR ist der Auffassung, dass eine Öffnung der Schulen nach außen diese in die Lage versetzt, 

Missverständnisse und Missstände wirkungsvoll zu bekämpfen. 

Schule bedarf der Partnerschaft. 



5. Stärkere Einbindung der SMV in den Schulalltag 

Für den LSBR ist es dringend erforderlich, Schülerinnen und Schülern sowie deren Vertretung, die 

Schülermitverantwortung (SMV), in die Gestaltung des Schulalltags einzubinden. Hierzu zählen 

Lerninhalte, Unterrichtsformen, Stundenpläne, Freiräume, Arbeitsgemeinschaften. 

Gerade Schülerinnen und Schüler, die letztendlich Betroffenen, können hierzu wertvolle und wichtige 

Anregungen liefern. Mitarbeit, Mitgestalten, Mitbestimmen stärkt die Verantwortung und trägt so zu 

einer demokratischen Schule bei. 

6. Ursachenforschung und Umgang mit „Schulversagen“ 

Jeder am Schulleben Beteiligte kennt die Problematik im Umgang mit „Schulversagern“, welche 

beispielsweise durch unentschuldigtes Fehlen, erhöhte Gewaltbereitschaft und Nichterreichen des 

Klassenziels auffällig werden. Der LSBR sieht es als falsch an, solche Menschen durch 

Strafmaßnahmen und Nichtversetzung aus dem Schulalltag auszugrenzen, ohne Ursachenforschung 

zu betreiben und Hilfe anzubieten. 

7. Bildungsplanrevision „soziales Lernen“ 

Soziales Lernen in der Schule ist das Bildungsthema der Zukunft. Im gesellschaftlichen Bereich, in den 

Familien wurde und wird soziales Lernen immer stärker in den Hintergrund gedrängt. So wird es 

immer mehr zur Aufgabe der Schule. Besonders konkrete Übungen sind dabei gefragt, die Inhalte 

sind zu operationalisieren. Der Schwerpunkt soziales Lernen muss in die Bildungspläne Eingang 

finden, daher sind auch Schülerinnen und Schüler bei der Gestaltung der Lehrpläne einzubeziehen. 

Die soziale Kompetenz, die überall gefordert wird, muss Eingang in Bewertungen finden und nicht 

nur die kognitive Kompetenz. 

8. Gewaltprävention, Projektgruppe: Prophylaktische Maßnahmen 

Der Landesschülerbeirat setzt sich für ein an den Schulen zu schaffendes Frühwarnsystem ein. 

Gewählte SMV-Vertreterinnen und -Vertreter oder sonst gewählte „Vertrauensschüler“ sollen 

Ansprechpartner für Gedemütigte, unrecht Behandelte, Unterrichtsversager sein. Eine Fortbildung 

solcher besonderer Vertrauensschülerinnen und -schüler ist notwendige Voraussetzung. 

Das bestehende Netz der Beratungslehrkräfte muss ausgebaut und erweitert werden. Die 

Beratungslehrerausbildung muss sich verstärkt um die Gewaltprävention, Streitschlichtung und 

Mediation kümmern. 

Der LSBR setzt sich für die Bildung einer Projektgruppe ein, die aufgrund der bisherigen 

Gewaltvorkommnisse prophylaktische Maßnahmen erarbeitet. In diese Projektgruppe gehören 

Schülerinnen und Schüler sowie Praxiserfahrene aus dem schulischen und nichtschulischen Bereich. 

9. Mehr qualifizierte und motivierte Lehrkräfte 

Allein schon die rasche Entwicklung im multimedialen Bereich und die sich wandelnden Ansprüche 

der Wirtschaft in Richtung „flexiblere Auszubildende“ machen es nötig, dass die Schülerinnen und 

Schüler von heute vor allem von qualifizierten und motivierten Lehrern unterrichtet werden. 



Der LSBR fordert ständige qualifizierende Fortbildungen sowie Neueinstellungen, die Lehrerinnen 

und Lehrer entlasten werden. Neben der fachkompetenten und fachdidaktischen Aus- und 

Fortbildung wird immer stärker die pädagogische und psychologische Aus- und Fortbildung stehen. 

10. Steigerung unseres Bekanntheitsgrades bei Schülerinnen und Schülern 

Da der LSBR die Interessen der Schülerinnen und Schüler des Bundeslandes Baden-Württemberg 

vertritt, ist es aus unserer Sicht auch unabdingbar, dass gerade diese Menschen um unsere Existenz 

und Arbeit wissen. Hierzu ist es notwendig, dass sich der LSBR zeitgemäß seinen Schülerinnen und 

Schülern präsentiert. 

Neben der Fortsetzung der erfolgreichen Landesschülerkongresse wird sich der neue LSBR verstärkt 

auf der Ebene der Regierungspräsidien in die Schulen begeben, um Podiumsdiskussionen zu 

relevanten Bildungsthemen durchzuführen und um mit Hilfe der freien Wirtschaft jugendgerechte 

Events zu verwirklichen. 


